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ZUSAMMENFASSUNG

 
Gegenstand des vorliegenden Vernehmlassungsberichtes ist die Umsetzung der 
Richtlinie 2000/64/EG ins nationale Recht. Der Landtag hat am 17. Oktober 
2001 dem Beschluss Nr. 73/2001 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses und somit 
der Übernahme der Richtlinie 2000/64/EG in das EWR-Abkommen zugestimmt.  

Durch die Richtlinie 2000/64/EG werden die Richtlinien 85/611/EWG, 
92/49/EWG, 92/96/EWG und 93/22/EWG des Rates im Hinblick auf den Infor-
mationsaustausch mit Drittländern abgeändert.  

Die bereits von Liechtenstein umgesetzten Richtlinien 85/611/EWG, 92/49/EWG, 
92/96/EWG und 93/22/EWG des Rates gestatten den Austausch von Informatio-
nen zwischen den zuständigen Behörden oder Stellen eines Mitgliedstaates oder 
verschiedener Mitgliedstaaten untereinander. Den Mitgliedstaaten ist es gemäss 
diesen Richtlinien freigestellt, Kooperationsvereinbarungen über den Informati-
onsaustausch mit den zuständigen Behörden eines Drittstaates zu treffen. Dieser 
Informationsaustausch mit den zuständigen Behörden eines Drittstaates ist bereits 
in den entsprechenden Liechtensteinischen Gesetzesbestimmungen vorgesehen.  

Die Richtlinie 2000/64/EG bezweckt nunmehr eine darüber hinausgehende Re-
gelung. Für den jeweiligen Anwendungsbereich der durch die Richtlinie 
2000/64/EG abgeänderten Richtlinien sollen im Rahmen von Kooperationsver-
einbarungen auch dann Informationen ausgetauscht werden können, wenn es um 
einen Austausch mit bestimmten anderen (als den „zuständigen“) Behörden oder 
Stellen dieser Drittstaaten geht, sofern der Schutz der mitgeteilten Informationen 
durch das Berufsgeheimnis in angemessener Weise gewährleistet ist.  

Dieser Informationsaustausch muss weiterhin – gemäss den abzuändernden 
Richtlinien - der Erfüllung der aufsichtsrechtlichen Aufgaben der genannten Be-
hörden oder Stellen dienen. Wenn die Informationen aus einem anderen Mitglied-
staat stammen, dürfen sie nur mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen 
Behörden dieses Mitgliedstaates, die diese Informationen mitgeteilt haben, und 
gegebenenfalls nur für Zwecke weitergegeben werden, denen diese Behörden zu-
gestimmt haben.   

ZUSTÄNDIGES RESSORT 
Ressort Finanzen   

BETROFFENE AMTSSTELLEN 
Amt für Finanzdienstleistungen 
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Vaduz, 17. Februar 2004  

RA 2004/324-7411    

Sehr geehrte Damen und Herren  

Die Regierung gestattet sich, Ihnen nachstehenden Vernehmlassungsbericht 

betreffend die Abänderung des Gesetzes vom 21. Oktober 1992 über die Banken 

und Finanzgesellschaften (BankG) sowie die Abänderung des Gesetzes vom 

3. Mai 1996 über Investmentunternehmen (IUG) zu unterbreiten.   

I. VERNEHMLASSUNGSBERICHT DER REGIERUNG

  

1. AUSGANGSLAGE

  

Mit Beschluss Nr. 73/2001 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses wurde die 

Richtlinie 2000/64/EG in das EWR-Abkommen übernommen. Eine Umsetzung 

der Richtlinie hätte bis 17. November 2002 erfolgen sollen.  

Die Regierung hatte das Amt für Finanzdienstleistungen mit der Ausarbeitung 

eines Gesetzesentwurfes zur Umsetzung dieser Richtlinie beauftragt (RA 1/1839-

9413.3), der nun einer Vernehmlassung zugeführt wird. Zur Umsetzung der Ab-

änderungen der die Versicherungsaufsicht betreffenden Richtlinien 92/49/EWG 

und 92/96/EWG war das Amt für Volkswirtschaft beauftragt worden. Die entspre-

chenden Abänderungen des Gesetzes vom 6. Dezember 1995 betreffend die Auf-

sicht über Versicherungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz; VersAG) 

sind bereits erfolgt und wurden durch LGBl. 2002 Nr. 157 publiziert.  
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Der Rechtsakt steht in unmittelbarem rechtlichem und faktischem Zusammenhang 

mit den oben erwähnten Richtlinien des Rates, welche von Liechtenstein bereits 

umgesetzt worden sind.   

2. SCHWERPUNKT DER VORLAGE

  

2.1. Wesentlicher Regelungsinhalt  

Gegenständlicher Vernehmlassungsentwurf dient der Umsetzung der Richtlinie 

2000/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. November 2000 

zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG und 

93/22/EWG des Rates im Hinblick auf den Informationsaustausch mit Drittlän-

dern. Letztgenannte - bereits im Liechtensteinischen Recht umgesetzte - Richtli-

nien eröffneten die Möglichkeit des Informationsaustauschs zwischen den zustän-

digen Behörden und bestimmten anderen Behörden oder Stellen innerhalb eines 

Mitgliedstaats oder in verschiedenen Mitgliedstaaten. Ferner war vorgesehen, dass 

die Mitgliedstaaten mit den zuständigen Behörden von Drittländern Informationen 

im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen austauschen können.   

Der Begriff „zuständige Behörden“ entspricht, soweit die Abänderung der Richt-

linie 93/22/EWG betroffen ist, den in Art. 36 Abs. 1 BankG genannten ausländi-

schen Aufsichtsbehörden von Wertpapierfirmen. Soweit es um die Abänderung 

der Richtlinie 85/611/EWG geht, entspricht dieser Begriff den in Art. 59 Abs. 1 

IUG genannten ausländischen Aufsichtsbehörden von Investmentunternehmen.  

Diese Möglichkeit des Informationsaustausches mit Drittländern wird durch die 

gegenständliche Richtlinie 2000/64/EG insofern erweitert, als dieser Informati-

onsaustausch im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen nun auch mit be-

stimmten anderen Behörden oder Stellen dieser Länder ermöglicht werden soll. 



 
6

  
Hinsichtlich der auf diese Weise erteilten Auskünfte müssen folgende Voraus-

setzungen kumulativ gewährleistet sein:  

 

Der Informationsaustausch muss der Erfüllung der aufsichtsrechtlichen Aufga-

ben der genannten Behörden oder Stellen dienen. 

 

Der Schutz der mitgeteilten Informationen muss durch das Berufsgeheimnis 

mindestens ebenso gewährleistet sein, wie dies nach den jeweils den Informa-

tionsaustausch regelnden Richtlinienbestimmungen vor dem Zeitpunkt des In-

krafttretens der Richtlinie 2000/64 der Fall war. 

 

Wenn die Informationen aus einem anderen Mitgliedstaat stammen, dürfen sie 

nur mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen Behörden, die diese In-

formationen mitgeteilt haben, und allenfalls nur für Zwecke weitergegeben 

werden, denen diese Behörden zugestimmt haben.  

Die Vernehmlassungsvorlage enthält weiters einige kleinere Änderungen des 

Bankengesetzes, die nicht durch die Bestimmungen der Richtlinie bedingt sind. Es 

handelt sich dabei zum einen um ergänzende Bestimmungen zu den eigenen 

Mitteln und zum Risikomanagement, die aus gesetzessystematischen Gründen 

und aufgrund ihrer Wichtigkeit von der Verordnungsstufe (Bankenverordnung, 

LGBl. 1994 Nr. 23) auf Gesetzesstufe gehoben werden sollen. Zum anderen wer-

den die internationalen Rechnungslegungsstandards des IASB (International 

Accounting Standards Board) bei der Erstellung des Geschäftsberichts bzw. des 

Zwischenabschlusses ausdrücklich für anwendbar erklärt.   
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2.2 Anwendungsbereich  

Die Richtlinie 2000/64/EG dehnt die Möglichkeit des Informationsaustausches 

auf die in Art. 25 Abs. 5 und 5a der Richtlinie 93/22/EWG bzw. in Art. 50 Abs. 6 

und 7 der Richtlinie 85/611/EWG genannten Behörden oder Stellen von Drittlän-

dern aus. Diese Behörden sind bereits – entsprechend dem Wortlaut der Richtlinie 

93/22/EWG - in Art. 36 Abs. 3 BankG genannt. Diese taxative Aufzählung ist - in 

analoger Weise - auch in der Richtlinie 85/611/EWG enthalten, fehlt jedoch in der 

aktuellen Fassung des IUG. Durch den vorliegenden Entwurf wird Art. 59 IUG 

entsprechend ergänzt.   

2.3 Systematik  

Die einschlägigen liechtensteinischen Gesetzesbestimmungen (Art. 36 BankG 

bzw. Art. 59 IUG) stellen hinsichtlich des Informationsaustausches mit Drittlän-

dern nicht auf das Bestehen einer Kooperationsvereinbarung ab. Diese Möglich-

keit des Informationsaustausches ist bereits von Gesetzes wegen vorgesehen. Es 

wird hier nicht zwischen Mitgliedstaaten des EWR und Drittländern differenziert.1 

Diese Regelung trägt unter anderem der Bedeutung des benachbarten Finanz-

platzes Schweiz Rechnung, der mit dem liechtensteinischen Finanzmarkt auch in 

aufsichtsrechtlicher Hinsicht eng verknüpft ist. Bei Vorliegen sämtlicher gesetzli-

cher Voraussetzungen werden daher Auskünfte zu den ebendort angeführten Zwe-

cken sowohl den entsprechenden Aufsichtsbehörden der EWR-Mitgliedstaaten als 

auch jenen der Drittstaaten erteilt.   

                                                

 

1 Siehe hiezu die Ausführungen zu Art. 25 (3) der Richtlinie 93/22/EWR in der entsprechenden Table of Correspondence: “The 
conditions of article 36 BankG are generally valid; there are no differences in the requirements between member states and 
third countries.” 
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Der Gesetzesentwurf knüpft an diese Regelung - in Art. 36 BankG bzw. Art. 59 

IUG - an und ergänzt diese entsprechend den in der Richtlinie 2000/64/EG ge-

nannten Voraussetzungen.    

3. ERLÄUTERUNGEN ZUM VERNEHMLASSUNGSENTWURF

  

3.1 Änderung des Art. 36 BankG  

Die bisherige Fassung des Art. 25 Abs. 3 der Richtlinie 93/22/EWG sah lediglich 

vor, dass die Mitgliedstaaten mit den zuständigen Behörden von Drittländern Ko-

operationsvereinbarungen, die den Austausch von Informationen vorsehen, treffen 

können. Diese Kann-Bestimmung ist bereits in Art. 36 Abs. 1 BankG umgesetzt.   

Wie bereits erwähnt, sieht die Richtlinie 2000/64/EG eine Ausdehnung der Mög-

lichkeit des Informationsaustausches mit Drittstaaten auf die in Art. 36 Abs. 3 

BankG genannten Behörden vor. Dies wird jedoch an die Einhaltung der unter 

Punkt 2.1 angeführten Voraussetzungen geknüpft.  

Zu den von der Richtlinie vorgegebenen Bedingungen im Einzelnen:  

a) Informationsaustausch muss der Erfüllung der aufsichtsrechtlichen Auf-

gaben der genannten Behörden oder Institutionen dienen  

Diese Voraussetzung entstammt der Urfassung der Richtlinie 93/22/EG und 

wurde bereits im Bankengesetz implementiert: Art. 36 Abs. 3 BankG hält dement-

sprechend explizit fest, dass ein Informationsaustausch mit den in diesem Absatz 

genannten Institutionen nur zulässig ist, soweit diese die Informationen zur Er-

füllung ihrer Aufgaben benötigen. Diese Voraussetzung wurde dahingehend prä-
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zisiert, als nunmehr ausdrücklich festgehalten wird, dass es sich hierbei um auf-

sichtsrechtliche Aufgaben handelt.  

b) Schutz der mitgeteilten Informationen durch ein den Richtlinienbe-

stimmungen gleichwertiges Berufsgeheimnis  

Auch dieses Erfordernis wurde bereits in Umsetzung der Richtlinie 95/26/EG in 

Art. 36 Abs. 3 BankG eingefügt: Gemäss Art. 36 Abs. 3 letzter Satz BankG fällt 

der Informationsaustausch mit den in diesem Absatz genannten anderen Stellen 

ausdrücklich unter das Amtsgeheimnis bzw. das Berufsgeheimnis.   

c) Informationen, die aus einem anderen Mitgliedstaat stammen, dürfen 

nur mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen Behörden, die 

diese Informationen mitgeteilt haben, und gegebenenfalls nur für Zwe-

cke weitergegeben werden, denen diese Behörden zugestimmt haben  

Diese Einschränkung fehlte bisher gänzlich. Die entsprechende Bestimmung wird 

daher als neuer Buchstabe f) in Art. 36 Abs. 1 BankG als Voraussetzung für die 

Informationsweitergabe an die zuständigen ausländischen Behörden aufge-

nommen. Im Bezug auf die in Art. 36 Abs. 3 BankG genannten anderen Stellen 

wird der letzte Satz dieses Absatzes entsprechend ergänzt. Die Richtlinie sieht 

diesen Schutz lediglich für Informationen vor, die aus einem Mitgliedstaat des 

Europäischen Wirtschaftsraums stammen. Zum Zwecke einer funktionierenden 

Amtshilfe mit Drittstaaten - insbesondere der Schweiz - ist es jedoch sinnvoll, 

diesen angemessenen Schutz auch in Bezug auf Informationen zu gewähren, die 

aus Drittstaaten stammen.     
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Darüber hinaus wird der Einleitungssatz des Art. 36 Abs. 1 BankG an die Formu-

lierung des Art. 59 Abs. 1 IUG angepasst. Es wird dadurch klargestellt, dass die 

Erteilung amtlicher Auskünfte nur zulässig ist, sofern die Voraussetzungen des 

Art. 36 Abs. 1 Bst. a) bis f) BankG kumulativ erfüllt sind.    

3.2 Änderung des Art. 59 IUG  

Art. 59 IUG ist weitgehend analog zur Bestimmung des Art. 36 BankG formuliert. 

Die hier relevante OGAW-Richtlinie (85/611/EWG) sieht identische Bestimmun-

gen zur entsprechenden Regelung der Wertpapierdienstleistungsrichtlinie 

(93/22/EWG) vor. Der Wortlaut des gegenständlichen Artikels wurde im Sinne 

der Einheitlichkeit der Regelungsinhalte an Art. 36 BankG angepasst.   

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht daher - in Anlehnung an Art. 36 Abs. 2 

und 3 BankG - eine Ergänzung des Art. 59 IUG um die oben angeführten Be-

stimmungen durch die neu aufgenommenen Absätze 2 und 3 vor. Damit werden 

die bisherigen Absätze 2 und 3 zu Abs. 4 und 5.  

Im Weiteren kann auf die Ausführungen zu den identischen Bestimmungen des 

Bankengesetzes unter Punkt 3.1 verwiesen werden.  

In Abs. 4 wurde das Wort „können“ an die Formulierung in Art. 36 Abs. 4 BankG 

angepasst und durch „kann“ ersetzt. 
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3.3 Art. 4 Abs. 2a (neu), Art. 5a (neu) sowie Änderung des Art. 10 Abs. 4 

BankG  

Die neuen Art. 4 Abs. 2a und Art. 5a BankG entsprechen Art. 20a Abs. 1, 2, 3 und 

6 bzw. Art. 21a Abs. 1 der geltenden Bankenverordnung. Die Vorschriften der 

Verordnung werden aus gesetzessystematischen Gründen und wegen ihrer Wich-

tigkeit von der Verordnungs- auf Gesetzesstufe gehoben.   

Die Änderung des Art. 10 Abs. 4 BankG stellt klar, dass Banken anstelle der ban-

kengesetzlichen Vorschriften auch die internationalen Rechnungslegungsstan-

dards des IASB anwenden können.   

3.4 Inkrafttreten  

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens ergibt sich aus Art. 14 KundmachungsG (LGBl 

1985 Nr. 41).  



  
II. VERNEHMLASSUNGSVORLAGE

  

2. ABÄNDERUNG DES BANKENGESETZES   

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Bankengesetzes  

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:   

I. 

Abänderung bisherigen Rechts   

Das Gesetz vom 21. Oktober 1992 über die Banken und Finanzgesell-

schaften (Bankengesetz), LGBl. 1992 Nr. 108, in der Fassung des Gesetzes vom 19. 

November 1998, LGBl. 1998 Nr. 223, wird wie folgt abgeändert:   

Art. 4 Abs. 2a (neu)   

2a) Die qualifizierte Beteiligung einer Bank an einem anderen Unterneh-

men, das weder eine Bank, eine Finanzgesellschaft oder ein Versicherungsunter-

nehmen ist noch eine Tätigkeit in direkter Verlängerung zur Banktätigkeit oder 

eine Hilfstätigkeit in Bezug auf diese ausübt, wie das Leasing, das Factoring, die 

Verwaltung von Investmentunternehmen oder von Rechenzentren oder ähnliche 

Tätigkeiten, darf 15 % ihrer eigenen Mittel nicht übersteigen. Der Gesamtwert 
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aller derartigen qualifizierten Beteiligungen darf insgesamt nicht mehr als 60 % 

ihrer eigenen Mittel betragen. Die Grenzwerte von 15 % und 60 % sind sowohl 

von jeder einzelnen Bank als auch auf konsolidierter Basis einzuhalten. Die Re-

gierung regelt die Ausnahmen.   

Art. 5a (neu) 

Risikomanagement   

Die Bank oder Finanzgesellschaft regelt die Grundzüge des Risikomana-

gements sowie die Zuständigkeit und das Verfahren für die Bewilligung von risi-

kobehafteten Geschäften in einem Reglement oder in internen Richtlinien. Sie 

muss insbesondere Markt-, Kredit-, Ausfall-, Abwicklungs-, Liquiditäts- und 

Imagerisiken sowie operationelle und rechtliche Risiken erfassen, begrenzen und 

überwachen.   

Art. 10 Abs. 4    

4) Der Geschäftsbericht, der konsolidierte Geschäftsbericht, der Zwi-

schenabschluss und der konsolidierte Zwischenabschluss sind nach den Vor-

schriften des Personen- und Gesellschaftsrechts und den Bestimmungen dieses 

Gesetzes zu erstellen. Werden die Jahresrechnung, die konsolidierte Jahresrech-

nung, der Zwischenabschluss und der konsolidierte Zwischenabschluss nach den 

internationalen Rechnungslegungsstandards des IASB erstellt, findet Art. 1139 

PGR Anwendung.  
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Art. 36 Abs. 1 Einleitungssatz und Bst. f (neu), Abs. 3 Einleitungs- und 

Schlusssatz   

1) Die Erteilung von amtlichen Auskünften durch die Regierung oder das 

Amt für Finanzdienstleistungen an ausländische Bankenaufsichtsbehörden und 

Aufsichtsbehörden von Wertpapierfirmen ist zulässig, wenn kumulativ:  

f) bei Auskünften, die aus einem anderen EWR-Mitgliedstaat oder einem Dritt-

staat stammen, eine ausdrückliche Zustimmung jener Behörden vorliegt, die 

diese Informationen mitgeteilt haben, und gewährleistet ist, dass diese gege-

benenfalls nur für jene Zwecke weitergegeben werden, denen diese Behörden 

zugestimmt haben.   

3) Ein Informationsaustausch durch die Regierung und das Amt für Fi-

nanzdienstleistungen mit folgenden inländischen und ausländischen Institutionen 

ist zulässig, soweit diese die Informationen zur Erfüllung ihrer aufsichtsrechtli-

chen Aufgaben benötigen:   

Diese Informationen fallen unter das Amtsgeheimnis bzw. das Berufsgeheim-

nis. Informationen, die aus einem anderen EWR-Mitgliedstaat oder einem Dritt-

staat stammen, dürfen nur mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen Be-

hörden, die diese Informationen mitgeteilt haben, und gegebenenfalls nur für 

Zwecke weitergegeben werden, denen diese Behörden zugestimmt haben.   

II. 

Inkrafttreten   

Dieses Gesetz tritt am …….. in Kraft. 



  
2. ABÄNDERUNG DES INVESTMENTUNTERNEHMENSGESETZES   

Gesetz 

vom …  

betreffend die Abänderung des Gesetzes über Investmentunternehmen    

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine 

Zustimmung:   

I. 

Abänderung bisherigen Rechts   

Das Gesetz vom 3. Mai 1996 über Investmentunternehmen (IUG), LGBl. 

1996 Nr. 89, in der Fassung des Gesetzes vom 10. März 1999, LGBl. 1999 Nr. 87, 

wird wie folgt abgeändert:   

Art. 59 Abs. 1 Bst. f (neu), Abs. 2 bis 6 (neu)   

1) Die Erteilung von amtlichen Auskünften durch die Regierung oder das 

Amt für Finanzdienstleistungen an ausländische Aufsichtsbehörden von Invest-

mentunternehmen ist zulässig, wenn kumulativ:  

f) bei Auskünften, die aus einem anderen EWR-Mitgliedstaat oder einem Dritt-

staat stammen, eine ausdrückliche Zustimmung jener Behörden vorliegt, die 

diese Informationen mitgeteilt haben, und gewährleistet ist, dass diese gege-
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benenfalls nur für jene Zwecke weitergegeben werden, denen diese Behörden 

zugestimmt haben.   

2) Auskünfte gemäss Abs. 1 sowie von ausländischen Behörden erhal-

tene Informationen dürfen von den zuständigen Behörden nur für folgende Zwe-

cke verwendet werden:  

a) zur Prüfung der Zulassungsbedingungen für Investmentunternehmen oder 

Unternehmen, die an deren Tätigkeit mitwirken, und zur Überwachung der 

Tätigkeitsausübung, der verwaltungsmässigen und buchhalterischen Organi-

sation sowie der internen Kontrollmechanismen; 

b) zur Verhängung von Sanktionen; 

c) im Rahmen von Verwaltungsverfahren über die Anfechtung von Entschei-

dungen einer zuständigen Behörde; 

d) im Rahmen von Gerichtsverfahren.   

3) Ein Informationsaustausch durch die Regierung und das Amt für Fi-

nanzdienstleistungen mit folgenden inländischen und ausländischen Institutionen 

ist zulässig, soweit diese die Informationen zur Erfüllung ihrer aufsichtsrecht-

lichen Aufgaben benötigen:  

a) den kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit der Überwachung von 

Banken, Finanzgesellschaften, Wertpapierfirmen, Versicherungsunternehmen 

oder Finanzmärkten betrauten Stellen sowie von diesen beauftragten Perso-

nen; 

b) den mit der Liquidation, dem Vergleich, dem Konkurs oder ähnlichen Ver-

fahren eines Investmentunternehmens oder eines Unternehmens, das an seiner 

Tätigkeit mitwirkt, befassten Stellen; 
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c) den mit der gesetzlichen Prüfung der Rechnungslegung von Banken, Finanz-

gesellschaften Wertpapierfirmen und anderen Finanzinstituten betrauten Per-

sonen; 

d) den mit der Führung von Einlagensicherungs- und Anlegerschutzsystemen 

betrauten Stellen.   

Diese Informationen fallen unter das Amtsgeheimnis bzw. das Berufsge-

heimnis. Informationen, die aus einem anderen EWR-Mitgliedstaat oder einem 

Drittstaat stammen, dürfen nur mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen 

Behörden, die diese Informationen mitgeteilt haben, und gegebenenfalls nur für 

Zwecke weitergegeben werden, denen diese Behörden zugestimmt haben.   

4) Die Regierung oder das Amt für Finanzdienstleistungen kann jederzeit 

Auskünfte über Aktivitäten liechtensteinischer Investmentunternehmen im Aus-

land und die wirtschaftlichen Verhältnisse ausländischer Investmentunternehmen, 

deren Tätigkeit sich auf das liechtensteinische Geld- und Kreditwesen auswirken 

kann, einholen, wenn dies nach dem Zweck dieses Gesetzes erforderlich ist.   

5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 sind nur anzuwenden, soweit in 

zwischenstaatlichen Vereinbarungen nichts anderes bestimmt ist.   

II. 

Inkrafttreten  

Dieses Gesetz tritt am …….. in Kraft. 


